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Gesundheitswesen mit 
integrativen Fähigkeiten
Migration und Gesundheit – Herausforderungen und Perspektiven 
für ein gemeinsames Handeln in Baden-Württemberg, lautete das 
diesjährige Thema. Über 160 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 
dem Gesundheitswesen Baden-Württembergs interessierte das 
Thema. Sozialminister Lucha, Experten und Betroffene tauschten 
sich aus.

S
ozial- und Integrationsminister 
Manfred Lucha bedankte sich zu-
nächst vor über 160 ausgewiese-
nen Fachleuten des Gesundheits-

wesens aus Baden-Württemberg für die 
Auswahl des Veranstaltungsthemas. 

Zielsetzung der Veranstalter war es, 
die integrativen Fähigkeiten des Gesund-
heitswesens zu stärken und die entschei-
denden Akteure zusammen zu bringen. 
Die B 52-Verbändekooperation aus Kran-
kenkassen und ihren Verbänden, beste-
hend aus dem BKK-Landesverband Süd, 
der IKK classic, der Knappschaft Regio-
naldirektion München und dem Verband 
der Ersatzkassen, vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg, hatten hierzu am 27. 
Juli ausgewiesene Experten in das GENO-
Haus nach Stuttgart eingeladen.

Baden-Württemberg gehört zu den 
Flächenländern mit dem höchsten Mi-
grantenanteil in Deutschland: Mehr als 
ein Viertel der hier lebenden Menschen 
hat einen Migrationshintergrund. Gera-
de im Gesundheitswesen ist es eine He-
rausforderung, den Bedürfnissen und 

berechtigten Interessen dieser Menschen 
angemessen Rechnung zu tragen und ein 
Bewusstsein für kultursensible Versor-
gung zu schaffen. Gleichzeitig bieten der 
wachsende Fachkräftebedarf und die be-
sonderen Bedürfnisse von Menschen mit 
Migrationshintergrund auch neue Berufs-
chancen. 

Mit Minister Lucha im Gespräch

Moderator Dr. Florian Staeck entlock-
te im Interview mit Sozial- und Integra-
tionsminister Manne Lucha dessen per-
sönliche Sicht auf die derzeitige Situation 
im Land. Lucha bezeichnete im Gespräch 
die gesundheitliche Versorgung der rund 
100.000 Flüchtlinge, die im Jahr 2015 nach 
Baden-Württemberg gekommen sind, als 
„mehr als gut gegangen“. Insbesondere 
die Kommunalen Gesundheitskonferen-
zen hätten eine gute Struktur für die Be-
wältigung der Aufgaben geliefert, betonte 
der Minister. Nun dürfe man nicht nach-
lassen, sondern müsse das Erreichte ver-
stetigen, Strukturen festigen, dabei den 
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Die Anzahl älterer Menschen mit Mi-
grationshintergrund wächst, und 
somit auch die Nachfrage nach 
medizinischen und pflegerischen An-
geboten für die sich verändernde Se-
niorengeneration. Prävention, Ver-
sorgung und Pflege stehen vor der 
Herausforderung, auch auf interkul-
turelle Besonderheiten einzugehen. 
Dass Verständnis-, Sprach- oder Zu-
gangsbarrieren in der Zusammen-
arbeit mit Senioren mit Migrations-
hintergrund überwunden werden 
können, zeigt eindrucksvoll ein Pro-
jekt aus Baden-Württemberg. Das 
Projekt aus Heilbronn „Betreuung 
mal anders … – Technik unterstützt 
Integration“ überzeugte die Fach-
jury. Für den vdek Baden-Württem-
berg begleitete Frank Winkler bei der 
Preisverleihung in Berlin das Sieger-
team. Hierüber berichten in dieser 
Ausgabe. Weitere Informationen fin-
den Sie unter http://www.vdek.com/
LVen/BAW.html 

S Ü D W E S T E N  G E W I N N T

Wie altern 
Migranten?
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Impfkonzept des Landkreises mit Reihen-
impfungen vorgestellt.

Strukturen ausbauen

Dr. Ulrich Clever, Präsident der Ärzte-
kammer Baden-Württemberg, Marti-
na Musati, Geschäftsführerin der Regi-
onaldirektion Baden-Württemberg der 
Bundesagentur für Arbeit, und Cathe-
rine Mechler-Dupouey, Stellvertreten-
de Vorsitzende des Landesverbands der 
kommunalen Migrantenvertretungen Ba-
den-Württemberg, erläuterten ihre fach-
liche Sicht der Dinge. Die in den vergan-
genen Jahren geschaffenen Strukturen 
dürften nun keinesfalls abgebaut wer-
den – auch wenn sich die Flüchtlings-
zahlen aktuell deutlich verringert hät-
ten, forderte Dr. Ulrich Clever, Präsident 
der Ärztekammer Baden-Württemberg. 
Er beleuchtete jedoch auch eine andere 
Seite: Migranten als Akteure im Gesund-
heitswesen. So sei in Baden-Württem-
berg die Approbationszahl von Migran-
ten nach der Sprachprüfung mittlerweile 
fast so hoch wie die von deutschen Ärz-
ten, nämlich 900 gegenüber 1300. Auch 
im Bereich der Pflege wächst die Zahl 
der Beschäftigten mit ausländischem 
Pass, wie Martina Musati, Geschäftsfüh-
rerin der Regionaldirektion Baden-Würt-
temberg der Bundesagentur für Arbeit, zu 
berichten wußte. Doch selbst wenn der 

weiteren Bedarf sorgfältig analysieren 
und die Betroffenen als „Experten in ei-
gener Sache“ mitnehmen. 

Ausgewiesene Experten zeigten da-
rüber hinaus ihre Sicht der Dinge auf: 
Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, 
eröffnete die Veranstaltung mit einem 
wissenschaftlichen Beitrag über „Inter-
kulturelle Öffnung und Gesundheits-
kompetenz. Zwei Wege – ein Ziel“. „Die 
Schwierigkeiten, die Migranten haben, 
Gesundheitsdienstleistungen wahrzu-
nehmen, sind Teil eines übergeordneten 
Passungsproblems.“, so Prof. Rosenbrock. 
Auch deutsche „Nutzer des Systems“ hät-
ten mitunter Schwierigkeiten, sich im Ge-
sundheitssystem zurecht zu finden und 
Verantwortung für die eigene Gesundheit 
zu übernehmen. Rosenbrock forderte des-
halb Veränderungen sowohl beim System 
– durch Strukturierung und Qualifizierung 
– als auch bei den Nutzern – durch Auf-
klärung und Unterstützung bei der Selbst
organisation, beispielsweise im Rah-
men der Gesundheitsförderung. Konkret 

schlug er unter anderem feste Ansprech-
partner und interkulturelle Teams sowie 
eine bessere Zielgruppenorientierung im 
Gesundheitswesen vor.

Einblicke in die „Medizinische Ver-
sorgung von Flüchtlingen – Anspruch 
und Wirklichkeit“ gewährten als Prakti-
ker eines Landkreises Dr. Gottfried Roller, 
Leiter des Gesundheitsamts Reutlingen, 
und Stefan Brockmann, Leiter Gesund-
heitsschutz beim Gesundheitsamt Reut-
lingen. Ziel im Kreis Reutlingen sei von 
Anfang an gewesen, Flüchtlinge früh in 
die Regelversorgung aufzunehmen, um 
Parallelstrukturen zu vermeiden. Eine 
regionale differenzierte Versorgungs-
planung erleichtere die Umsetzung die-
ses Vorhabens. Beispielhaft wurde das 

SOZIAL- UND INTEGRATIONSMINISTER MANNE 
LUCHA im Gespräch mit Frank Winkler vom vdek.
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Gemeint ist die Telemedizin im Süd-
westen. Sie muss gezielt gefördert 
werden. Gemeinsam mit den Kran-
kenkassen und der KV Baden-Würt-
temberg wurde ein mit 5,5 Millionen 
Euro ausgestatteter Strukturfonds 
gebildet. Er dient der Sicherstel-
lung der vertragsärztlichen Versor-
gung in definierten Fördergebieten. 
Darüber hinaus sollte auch der bun-
desweit mit rund 130 Millionen Euro 
ausgestattete Krankenhaus-Struktur-
fonds einbezogen werden. Die Digi-
talisierung ist ein Schlüssel, um die 
Herausforderung unseres Gesund-
heitswesens gezielt und praktika-
bel anzugehen. Dies wird uns aber 
nur dann gelingen, wenn wir die Di-
gitalisierung und die Telemedizin 
im Gesundheitswesen der Bevölke-
rung nachvollziehbar erklären. Mei-
ner Meinung nach sollte ausprobiert 
werden, wie Telemedizin bei der Si-
cherstellung der ambulanten Versor-
gung helfen kann. Mit der Nutzung 
moderner Kommunikationstechno-
logien kann zum Beispiel die Steue-
rung der Patienten im Rahmen des 
ärztlichen Bereitschaftsdienstes in 
die dafür zuständigen KV-eigenen 
Notfallpraxen sichergestellt werden. 
Ein Land, das sich Hightech-Land 
nennt, sollte noch mehr können als 
Autos und Maschinenbau. Also: Digi-
talisierung und Telemedizin im Ge-
sundheitswesen für ein modernes 
und effizientes Gesundheitswesen – 
wo bleiben die Innovationen? 

K O M M E N T A R

Wenn nicht jetzt, 
wann dann?

»Die gesundheitliche 
Versorgung der Flüchtlinge 
ist mehr als gut gegangen.«

von 
WALTER SCHELLER 
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg
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Fachkräftemangel groß ist, haben Mig-
ranten manchmal Schwierigkeiten, eine 
feste Anstellung zu bekommen, sagte Ca-
therine Mechler-Dupouey, stellvertreten-
de Vorsitzende des Landesverbands der 
kommunalen Migrantenvertretungen Ba-
den-Württemberg.

Landesgesundheitsminister Manne 
Lucha (Grüne) lobte, das ansonsten so 
„hüftsteife Deutschland“ habe die medi-
zinische Versorgung der Flüchtlinge „lo-
cker und flexibel“ gehandhabt. Für deren 
Versorgung seien vorübergehend Res-
sourcen aufgebaut worden, anschließend 
wurde die Regelversorgung durch nieder-
gelassene Ärzte „zielgenau“ in Anspruch 
genommen. 

Lucha zeigte sich von den Vorteilen ei-
ner elektronischen Gesundheitskarte für 
Flüchtlinge überzeugt, die bundeseinheit-
lich umgesetzt werden sollte. Im Koaliti-
onsvertrag von Grünen und CDU wird das 
Vorhaben indes nicht erwähnt. Bekannt 
geworden ist kürzlich eine „Nebenabre-
de“ zum Koalitionsvertrag. Darin heißt 
es, die E-Karte für Flüchtlinge solle dann 
wieder auf die Agenda kommen, wenn die 

„Zahl der Flüchtlinge in der vorläufigen 
Unterbringung steigt“. Lucha kritisierte, 
der frühere Koalitionspartner SPD habe 
bei der Etablierung der Gesundheitskarte 
im Südwesten auf der Bremse gestanden. 

Laut Rosenbrock sei es nötig, das Ge-
sundheitswesen interkulturell zu öffnen 
und die Gesundheitskompetenz seiner 
Nutzer zu erhöhen. Andernfalls kom-
me es zu neuen Zugangsproblemen in 
der Versorgung – etwa bedingt durch 
Sprachbarrieren oder anderen kulturel-
len Normen. Hier ist noch viel zu tun: „Bei 
der Gesundheitskompetenz gibt es star-
ke Unterschiede zwischen Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund“, erin-
nerte der Gesundheitswissenschaftler. 
70 Prozent der Migranten seien wenig 
oder gar nicht in der Lage, sich im Ge-
sundheitssystem zu orientieren. Unter 
„Einheimischen“ betrage der Anteil der 
Menschen mit geringer Gesundheitskom-
petenz rund 52 Prozent. Bei der „Thera-
pie“ dieses Mangels, machte Rosenbrock 
deutlich, gibt es keine schnellen Lösun-
gen, sondern es sind dicke Brette zu boh-
ren. Dies betrifft die Personalentwicklung 

in Gesundheitseinrichtungen – im Sinne 
einer Interkulturalität in der Belegschaft 
– genauso wie die Fort- und Weiterbil-
dung.

Fazit: Aus Schnittstellen sollen 
Nahtstellen werden

Zum Abschluss der Veranstaltung konn-
ten die Veranstalter ein positives Fa-
zit ziehen: Die B 52-Verbändekooperati-
on hat sich eines hochaktuellen Themas 
angenommen, das letztlich weit über 
die Grenzen des Gesundheitswesens hi-
nausgeht. Die Vielfalt der zu Wort ge-
kommenen Akteure – Betroffene, Land, 
Kommunen, Wissenschaft, Ärzteschaft, 
Krankenkassen und Arbeitsagentur 
– macht deutlich, dass jetzt „aus den 
Schnittstellen Nahtstellen werden müs-
sen“. Dabei ist jeder Akteur gefragt – in 
seinem Verantwortungsbereich und mit 
einem aufmerksamen Blick über den Tel-
lerrand hinaus.

Weitere Informationen und Bilder von 
der Veranstaltung finden Sie unter http://
www.vdek.com/LVen/BAW.html  

SEKTORENÜBERGREIFEND DENKEN UND HANDELN: Arbeitsagentur, Migrantenverbände, Kommunen, Ärzteschaft, Land, Wissenschaft, Politik, Betroffene und Kranken
kassenverbände diskutierten gemeinsam. Der Minister (Bildmitte) im Gruppenbild mit den Referentinnen und Referenten sowie den Veranstaltern bei der am 27. Juli 
durchgeführten gesundheitspolitischen Veranstaltung in Stuttgart.
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S I E G E R P R O J E K T  A U S  D E M  S Ü D W E S T E N

Innovatives Baden-Württemberg
Technik unterstützt Integration
Die Freude bei der Entgegennahme des vdek-Zukunftspreises 2016 am 18. Oktober in Berlin durch  
Einrichtungsleiterin Beate Tsiaousidis-Gertling und Betreuungsassistentin Alexandra Lesniewski  
vom Johanniter-Haus Heilbronn war nach dem informativen und gelungenen Filmeinspieler bei  
der Vorstellung deutlich sichtbar. Sie nahmen den Preis für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
entgegen. „Das motiviert unser Team auf diesem Wege weiter zu machen“, ließen sie Frank Winkler 
vom vdek Baden-Württemberg bei der Preisübergabe in Berlin wissen.

D
as Johanniter-Haus Heilbronn ist 
eine interkulturelle Einrichtung, 
deren Bewohner aus neun Nati-
onen stammen und deren Mit-

arbeiter mit insgesamt 16 Nationalitäten 
vertreten sind. Migranten leben häufig 
„sprachlos“ in den Einrichtungen, weil 
die Betreuungs- und Beschäftigungsan-
gebote fast ausschließlich in deutscher 
Sprache angeboten werden. Je älter und 

kränker die Bewohner werden, desto we-
niger wird Deutsch gesprochen, am Ende 
kehren die meisten zu ihrer Mutterspra-
che zurück. Aus diesem Grund kamen 
die Mitarbeiter der Einrichtung auf die 
Idee, die bereits in der Einrichtung vor-
handenen Tablets, die auf die Betreuung 
demenzkranker Bewohner ausgerichtet 
sind, und sehr häufig zum Einsatz kom-
men, auch für die Betreuung von Bewoh-
nern mit Migrationshintergrund zu pro-
grammieren. 

Christian Zahn, Verbandsvorsitzender 
des vdek und Vorsitzender der Zukunfts-
preis-Jury, betonte in seiner Rede, wel-
che bedeutende Rolle die Faktoren wie 
die persönliche Wanderungsgeschichte, 

gesundheitliche Vorbelastungen, kul-
turell-religiöse Anschauungen, der Bil-
dungsstand und der Integrationsgrad bei 
der gesundheitlichen und pflegerischen 
Betreuung von Menschen mit Migrations-
hintergrund spielen. „Bei der Versorgung 
von kranken und pflegebedürftigen Men-
schen mit Migrationshintergrund ist es 
wichtig, dass kulturelle und sprachliche 
Barrieren überwunden werden. Die vier 
preisgekrönten Projekte zeigen auf, wie 
dies gelingen kann. Sie bieten Hilfestel-
lung, um Sprach-, Informations- und Kom-
munikationsprobleme zu überwinden und 
bestehende Hilfsangebote besser zugäng-
lich zu machen.“

Sprachlosigkeit vermeiden, 
Teilhabe erhalten

Für die hauseigenen Tablets entwickeln die 
Mitarbeiter im Johanniter-Haus Heilbronn 
kulturspezifische Inhalte in den vielen Lan-
dessprachen ihrer Bewohner. So wird die 
Sprachlosigkeit vermieden, wenn Pflege-
bedürftige mit Migrationshintergrund in 
der letzten Lebensphase in ihre Erstspra-
che zurückfallen. In dem Johanniter-Haus 
Heilbronn, einer Pflegeeinrichtung, le-
ben Menschen aus neun Nationen. Etwa 
ein Drittel der 89 Bewohner hat einen 
Migrationshintergrund, die meisten von 
ihnen stammen aus Rumänien, Russland 
und Polen.

Um den Zugang zu den Bewohnern 
gerade in der letzten Lebensphase zu 
erhalten, setzt das Johanniter-Haus bei 

seinen Mitarbeitern auf Internationali-
tät und Mehrsprachigkeit. So werden die 
unter den Bewohnern vertretenen kul-
turellen und sprachlichen Hintergründe 
abgedeckt. Nicht nur die verschiedenen 
Sprachen, sondern auch landestypische 
Küche, Musikinstrumente und andere 
Dinge werden in die Betreuungs- und Be-
schäftigungsangebote integriert. Schließ-
lich entstand die Idee, auch das Tablet 
„Media Dementia“ interkulturell weiter-
zuentwickeln. Jeder der vier Wohnberei-
che des Hauses verfügt über ein solches 
Gerät, das Inhalte wie Rätsel und Spie-
le speziell für Demenzkranke enthält. In 
einer Projektgruppe, in der Mitarbeiter 
aus allen Bereichen des Hauses vertre-
ten sind, wurden Länderprofile angelegt 
und mit kulturspezifischen Inhalten in der 
jeweiligen Sprache gefüllt: Filme, Rätsel, 
Spiele, Volkslieder, landestypische Bilder 
und Symbole. Außerdem finden sich da-
rauf Informationen über das Haus, etwa 
der aktuelle Speiseplan in allen Sprachen. 
Die Inhalte werden ständig ergänzt und 
angepasst. Für Bewohner und Mitarbei-
ter hat sich das Projekt bewährt und die 
multikulturellen Tablets sind eine wichti-
ge Unterstützung geworden, um die Parti-
zipation der Bewohner bis ans Lebensen-
de zu erhalten. 

Preisträger

Die diesjährigen vdek-Zukunftsprei-
se mit der Thematik „Alterung der Mi-
grationsgeneration – interkulturelle 
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VDEK-VORSTANDSVORSITZENDE ULRIKE ELSNER (LINKS), MINISTERIN BARBARA STEFFENS (VIERTE VON LINKS) UND VDEK-VERBANDSVORSITZENDER CHRISTIAN 
ZAHN (RECHTS) EHRTEN DIE PREISTRÄGER DES VDEK-ZUKUNFTSPREISES 2016. Inmitten der Geehrten die Preisträger aus Baden-Württemberg: Einrichtungsleiterin 
Beate Tsiaousidis-Gertling und Betreuungsassistentin Alexandra Lesniewski (Bildmitte) vom Johanniter-Haus Heilbronn.
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Versorgungskonzepte“ gehen an nach-
folgende Projekte: 

•	 „Häusliche Unterstützung für Men-
schen mit Demenz aus dem Herkunfts-
land Türkei“, der Arbeiterwohlfahrt 
Kreisverband Köln 

•	 „Interkulturelle Hospizarbeit“ des Bil-
dungsinstituts im Gesundheitswesen 
in Essen 

•	 „Die Pflegetipps – Palliativ-Care“ der 
Deutschen Palliativ-Stiftung aus Fulda

•	 „Betreuung mal anders“ … – Technik 
unterstützt Integration“ des Johanni-
ter-Hauses Heilbronn

Hintergrund

Können Verständnis-, Sprach- oder Zu-
gangsbarrieren bei älteren Menschen mit 
Migrationshintergrund abgebaut oder über-
wunden werden? Mit dem diesjährigen 7. 
Zukunftspreis des Verbands der Ersatz-
kassen (vdek) haben Techniker Kranken-
kasse (TK), BARMER GEK, DAK-Gesund-
heit, KKH Kaufmännische Krankenkasse, 
Handelskrankenkasse (hkk) und HEK 

erwiesen. In den sieben Jahren haben sich 
etwa 460 Projekte an den Ausschreibun-
gen des vdek beteiligt. Sie sind ein sicht-
bares Zeichen von Einsatzbereitschaft und 
Ideenreichtum. 

Die Projekte belegen auch, dass es eine 
große Zahl von Menschen gibt, die sich den 
Herausforderungen der Gesundheitsversor-
gung bei sich verändernden Rahmenbedin-
gungen stellen. Sie finden neue Wege, um 
gesellschaftlichen Veränderungen gerecht 
zu werden und die Situation für Patienten, 
Angehörige und nicht zuletzt auch für das 
Fachpersonal zu verbessern. 

Der vdek stellt die vier Sieger in ei-
ner Sonderbeilage ausführlich vor. Wei-
tere Informationen zur Preisverleihung 
finden Sie unter http://www.vdek.com/
ueber_uns/vdek-zukunftspreis/zukunfts-
preis_2016.html  

– Hanseatische Krankenkasse vier Projek-
te ausgezeichnet, die eindrucksvoll aufzei-
gen, wie dies gelingen kann. 

Der vdek-Zukunftspreis 2016 wur-
de unter dem Motto „Alterung der Migra-
tionsgeneration – interkulturelle Versor-
gungskonzepte für eine sich verändernde 
Seniorengeneration“ ausgelobt. Auch in 
diesem Jahr stieß der Wettbewerb mit 36 
Bewerbungen auf große Resonanz. Der 
vdek-Zukunftspreis wird seit 2010 jähr-
lich verliehen. Mit diesem würdigen die 
Ersatzkassen Weg weisende Ideen und 
Best-Practice-Konzepte zur medizinischen 
Versorgung. Eine fachkompetente Jury aus 
Vertretern aus Politik, Wissenschaft und 
Gesundheitswesen bewertet dazu unter 
anderem die versorgungspolitische Rele-
vanz der eingerichteten Projekte, qualita-
tive Aspekte und Zielgruppenorientierung. 

Beeindruckende Best-Practice-Beispiele

Die Verleihung der bisherigen vdek-Zu-
kunftspreise haben sich als Erfolgsge-
schichten für Best-Practice-Beispiele 

KONTAKT / ANSPRECHPARTNER
Johanniter-Haus Heilbronn
Beate Tsiaousidis-Gertling, Einrichtungsleiterin
Mozartstrasse 21, 74072 Heilbronn 
Tel. 0 71 31 / 9 98 80 
beate.tsiaousidis-gertling@jose.johanniter.de
www.jose.johanniter.de

http://www.vdek.com/ueber_uns/vdek-zukunftspreis/zukunftspreis_2016.html
http://www.vdek.com/ueber_uns/vdek-zukunftspreis/zukunftspreis_2016.html
http://www.vdek.com/ueber_uns/vdek-zukunftspreis/zukunftspreis_2016.html


baden-württemberg

Angesichts des demografischen Wandels besteht ne-
ben der Akutversorgung der Bevölkerung die wohl 
wichtigste Aufgabe der Gesundheitsversorgung künf-

tig in einer adäquaten und bedarfsgerechten Versorgung von 
chronisch und mehrfach erkrankten Patienten. Die Zusammen-
arbeit von Leistungserbringern sowohl im intersektoralen Be-
reich, nämlich ambulant und stationär, als auch intrasektoral, 
nämlich zwischen Haus- und Fachärzten, wird deshalb immer 
wichtiger. 
Im Rahmen einer Veranstaltung hielt Walter Scheller, Leiter 
der vdek-Landesvertretung, am 18. Oktober 2016 in Fellbach 
einen Vortrag über die sektorenübergreifende Versorgung in 
Baden-Württemberg. Auf Beschluss der Landesgesundheits-
konferenz vom 19. Oktober 2016 sollen – unter Einbindung des 
sektorenübergreifenden Landesausschusses und gemeinsam 
mit den relevanten Akteuren sowie den Patientinnen und Pa-
tienten – Eckpunkte für die zukünftige Versorgungsstruktur im 
Land Baden-Württemberg erarbeitet werden. Der vdek wurde 
seitens des Ministeriums für Soziales und Integration gebeten, 
an diesen Eckpunkten mitzuwirken. Die Ergebnisse der derzeit 
vom Sozial- und Integrationsministerium geförderten Modell-
projekte zur sektorenübergreifenden und zur ambulanten Ver-
sorgung sollen hierbei mit einbezogen werden. 
Hinter allem steht die Zielsetzung, die Gesundheitsversorgung 
sektorenübergreifend und patientenzentriert weiterzuentwi-
ckeln und medizinische Versorgung, Rehabilitation, Pflege, Ge-
sundheitsförderung sowie Prävention künftig noch besser zu 
vernetzen. Eine wesentliche Rolle dabei spielt die Weiterent-
wicklung einer am tatsächlichen Versorgungsbedarf der Bevöl-
kerung orientierten Krankenhausplanung.

L A N D E S G E S U N D H E I T S K O N F E R E N Z

Sektorenübergreifende 
Versorgung

WALTER SCHELLER VON DER VDEK-LANDESVERTRETUNG bei seinem Vortrag 
im Rahmen der Landesgesundheitskonferenz in Fellbach.

UNSER FOTO ZEIGT VON LINKS NACH RECHTS Siegfried Euerle/DAK-Gesundheit, 
Walter Scheller/vdek, Andreas Vogt/TK, Frank Löscher/BARMER GEK, Gerd Nieth/
vdek, Frank Winkler/vdek, Markus Koffner/TK, Raimund Wittmann/DAK-Gesundheit 
und Hans Ehrenreich/KKH. 

Im Kreise der Ersatzkassenfamilie wurde Gerd Nieth, Refe-
ratsleiter der ambulanten Versorgung, nach über 45 Jahren 
als Dienstleister für die Ersatzkassen in den wohl verdienten 

Ruhestand verabschiedet. Gerd Nieth war ein ausgewiesener 
Fachmann seines Bereichs und darüber hinaus immer kollegial 
und offen gegenüber seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
eingestellt. Gerne gruppierten sich daher die Ersatzkassen mit 
ihrem Verband um den noch frischen Ruheständler. 

I N  E I G E N E R  S A C H E

Wenn der Unruhestand ruft
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Die positive Wirkung von Bewegung für Menschen mit ko-
gnitiven Einschränkungen und (beginnender) Demenz ist 
mittlerweile unbestritten. Doch welchen Einfluss haben ein-
zelne Trainingsformen wie Kraft, Ausdauer, Koordination 
auf die kognitiven und motorischen Funktionen? Und wie 
können Menschen mit leichten kognitiven Einschränkungen 
in Bewegung gebracht werden? Die Krankenkassen jeden-
falls hatten im Koordinierungsausschuss unter Moderation 
des Sozialministeriums entschieden, dass dieses Modellvor-
haben finanziert wird. Die Alzheimer Gesellschaft stellt das 
Projekt am 5.12.16 vor.

S E L B S T H I L F E  D E M E N Z

Bewegung – auch für den Kopf!
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Über die Themen Digitalisierung, e-Health-Gesetz und ärzt-
liche Versorgung hinaus war das Thema Arzneimittel und 
hier insbesondere das Vorhaben einer möglichen Ände-

rung in der Zytostatika-Versorgung zentrales Thema. 
Der vdek Baden-Württemberg hält das Verbot von Zytostati-
ka-Ausschreibungen für nicht nachvollziehbar. Die hier be-
triebene Lobbyarbeit der Apotheker belastet die Versicherten. 
Das Vorhaben der Politik, den Krankenkassen zu verbieten, 
Ausschreibungen auf Apothekerebene für patientenindividu-
ell hergestellte Zytostatika vorzunehmen, stößt beim Verband 
der Ersatzkassen (vdek) in Baden-Württemberg auf deutli-
che Kritik. Dieses Verbot ist nicht im Sinne der Patienten und 
der Beitragszahler. Die Krankenkassen nutzen mit den Aus-
schreibungen nämlich die Möglichkeit, in den Verträgen mit 
den Lieferapotheken auch Qualitätskriterien festzulegen. Nur 
eine Apotheke, die nachweisen kann, dass sie auch die Be-
fähigung hat, die hoch wirksamen Krebsrezepturen in einem 
vorgegebenen Zeitfenster herzustellen, bekommt einen Zu-
schlag, so der vdek. Ohnehin sind nur 300 von insgesamt mehr 
als 20.000 Apotheken überhaupt in der Lage, die besonderen 
Voraussetzungen für die Herstellung solcher Infusionen zu er-
füllen. 
Nicht richtig ist, dass die Ausschreibungen die freie Apothe-
kenwahl der Versicherten verhindern. Denn nicht die Pati-
enten haben in der Vergangenheit die Apotheke ausgewählt, 
sondern der behandelnde Arzt.

G E S U N D H E I T S P O L I T I S C H E R  A U S T A U S C H

Parlamentarische Staatssekretärin 
in der vdek-Landesvertretung

GESUNDHEITSPOLITISCHER AUSTAUSCH AM 26. OKTOBER 2016 MIT DER 
PARLAMENTARISCHEN STAATSSEKRETÄRIN BEIM MINISTER FÜR GESUNDHEIT, 
ANNETTE WIDMANN-MAUZ, MDB CDU IN DER VDEK-LANDESVERTRETUNG 
BADEN-WÜRTTEMBERG  Unser Bild zeigt von links nach rechts: Winfried Plötze/
BARMER GEK, Hans Ehrenreich/KKH, Walter Scheller/vdek LV BW, Annette 
Widmann-Mauz, MdB CDU, Siegfried Euerle/DAK-Gesundheit und Frank Winkler/
Verband der Ersatzkassen, vdek LV BW.

Förderpreis Gesunde Kommune 2016

Zum vierten Mal wird der B 52-Förderpreis „Gesunde Kom-
mune 2016“ verliehen. In diesem Jahr liegen zehn Bewerbun-
gen aus acht Stadt- und Landkreisen vor. Die Jury-Sitzung 
zur Bewertung der Bewerbungen findet am 18. Januar 2017 
statt. Bekanntlich wurden von dem Krankenkassenbünd-
nis im Südwesten im Rahmen einer gelebten Prävention und 
Gesundheitsförderung bereits 22 engagierte Kommunen im 
Land ausgezeichnet. 

Telemedizin weiter ausbauen

In Baden-Württemberg wird der Bereich der Telemedizin 
noch besser aufgestellt und nachhaltig ausgebaut. Das So-
zial- und Integrationsministerium hat deshalb eine Projekt-
gruppe konstituiert, die eine Strategie für das Land erarbei-
ten soll. Hierbei wurde der Verband der Ersatzkassen (vdek) 
gebeten, in dieser Projektgruppe mitzuarbeiten; dies wurde 
bereits zugesagt. In der Telemedizin liegen große Chancen 
zur Bewältigung der Herausforderungen im Gesundheits-
wesen. Das Potential der telemedizinischen Versorgung für 
die Patientinnen und Patienten, aber auch für die Leistungs-
erbringer und Kostenträger, soll nicht nur sichtbar, sondern 
auch noch besser nutzbar gemacht werden. 

Runder Tisch Geburtshilfe

Mit dem Runden Tisch Geburtshilfe, an dem Vertreterinnen 
und Vertreter der Hebammen, der Krankenkassen, der Frau-
enärzte, der Landesärztekammer sowie der BWKG teilneh-
men sollen, möchte das Land darauf reagieren, dass immer 
mehr Hebammen ihren Beruf aufgeben oder junge Frauen 
gar nicht erst in diesem Beruf arbeiten wollen. Ziel ist es, ein 
Versorgungskonzept zu erarbeiten, damit Frauen auch in Zu-
kunft noch vor und während der Geburt angemessen betreut 
werden können und auch die Nachsorge sichergestellt ist. 
Die Leitung des Runden Tisches liegt in Händen von Staats-
sekretärin Bärbl Mielich. 

Umsetzung des Präventionsgesetzes

Am 19. Oktober 2016 wurde die Landesrahmenvereinbarung 
zur Umsetzung der nationalen Präventionsstrategie gemäß 
§ 20 f SGB V für Baden-Württemberg unterschrieben. Hierzu 
schlossen die Krankenkassenverbände mit den Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherung, den Trägern der gesetzli-
chen Unfallversicherung und dem Ministerium für Soziales 
und Integration eine gemeinsame Rahmenvereinbarung.

K U R Z  G E F A S S T
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Das Jahr 2017 läutet die Zielge-
rade des Wahlkampfs für die 
Bundestagswahl im September 

2017 ein. Definitive Farbkonstellatio-
nen sind noch nicht auszumachen, die 
Bevölkerung darf gespannt sein, hat 
den Ausgang aber selbst in der Hand. 
Gleichzeitig hinterlassen uns der Bun-
desgesundheitsminister und das Parla-
ment viele komplexe und kostspielige 
Umsetzungsaufgaben: Präventionsge-
setz, Versorgungsstärkungsgesetz oder 
Krankenhausstrukturgesetz, zudem das 
E-Health-Gesetz und Änderungen im 
Bereich der Versorgung mit Medika-
menten sowie das Gesetz zur Stärkung 
der Heil- und Hilfsmittelversorgung – 
all diese Herausforderungen werden 
sich nur im konstruktiven Miteinander 
der maßgeblichen Akteure bewältigen 
lassen. Gleiches gilt für die Weiterent-
wicklung unserer landesspezifischen 
Angebote und Strukturen. 
Der Verbändekooperation im Südwes-
ten ist es gelungen, Manne Lucha, Mi-
nister für Soziales und Integration, für 
einen gesundheitspolitischen Ausblick 
auf das Jahr 2017 zu gewinnen. Danach 
freuen wir uns mit Ihnen auf viele gute 
Gespräche, denn nur im Rahmen einer 
Partnerschaft können wir eine gute Ge-
sundheitsversorgung organisieren. Wir 
freuen uns auf Ihrem Besuch am 19. Ja-
nuar 2017 um 17 Uhr im VINUM im Ge-
bäude des Literaturhauses. 

N E U J A H R S E M P F A N G  2 0 1 7

Neujahrsempfang 
mit Minister Lucha

Das Buch befasst sich mit dem welt-
weit einzigartigen dualen Kranken-
versicherungssystem in Deutschland, 
bei dem GKV und PKV nebeneinan-
der stehen. Die Autorin kommt zu 
dem Ergebnis, dass das Verhältnis 
von GKV und PKV derzeit nicht zu-
treffend als „Systemwettbewerb“ be-
schrieben werden kann. Weder ste-
hen die einzelnen Versicherer der 
beiden Systeme zueinander im Wett-
bewerb, noch können aus dem Ne-
beneinander Erkenntnisse über das 
effizientere und insgesamt „bessere“ 
System gewonnen werden. 

Lioba Sternberg 
Systemwettbewerb GKV und 
PKV, 2015 
305 S., 79,90 €, Duncker & Hum-
boldt, Berlin

Das Gesundheitsstrukturgesetz 
(GSG) von 1992 markiert den Beginn 
wettbewerbsorientierter Reformen 
der GKV: Kassenwahlfreiheit und 
Risikostrukturausgleich waren 
bahnbrechende Weichenstellungen 
für den Kassenwettbewerb auf dem 
Versicherungsmarkt, und auch der 
Vertragswettbewerb auf dem Leis-
tungsmarkt kam langsam in Gang. 
Dennoch ist die GKV im Kern immer 
noch administrativ-korporatistisch 
geprägt. 17 Gesundheitswissen-
schaftler und -praktiker befassen 
sich in insgesamt elf Einzelbeiträ-
gen mit dieser Thematik. 

Cassel/Jacobs, Vauth/Zerth 
(Hrsg.) 
Solidarische  
Wettbewerbsordnung 
358 S., 79,99 €, 
medhochzwei-Verlag,  
Heidelberg

B Ü C H E R

Systemwettbewerb 
GKV und PKV

Solidarische Wettbe-
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Die auch als „kleiner Gesetzgeber“ 
bezeichnete Organisation, die von 
den vier großen Organisationen der 
sozialen Selbstverwaltung im Ge-
sundheitswesen getragen wird, ist 
vor allem deshalb in den Fokus ver-
fassungsrechtlicher Diskussionen 
geraten, weil ihr der Gesetzgeber in 
den letzten Jahren zunehmend be-
deutsame Steuerungsaufgaben im 
Bereich der Gesundheitsdienstleis-
tungen zugewiesen hat. Die Unter-
suchung zeigt auf der Grundlage der 
neueren Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, dass der Ge-
setzgeber durch die Weiterentwick-
lung des Rechtsrahmens für den 
G-BA eine ausreichende demokrati-
sche Legitimation geschaffen hat, bei 
der die eröffneten Entscheidungs-
spielräume vor allem für die sach-
gerechte Wissensgenerierung im 
Bereich der Gesundheitsdienstleis-
tungen genutzt werden sollen. 

Winfried Kluth 
Der Gemeinsame Bundes
ausschuss 
112 S., 39,90 € 
Duncker & Humboldt, Berlin

B Ü C H E R

Der Gemeinsame 
Bundesausschuss

MANNE LUCHA, Minister für Soziales und Integration
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